
 
 

 
 

Satzung der Landeshauptstadt Hannover  
über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes 

Emil-Meyer-Straße 
 
 

Abl. RH / LHH 13. August 2026, Nr. 33, S. 651 
 
 
Aufgrund des§ 142 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03.11.2017 (BGBl. 1 S. 3634), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
22.12.2025 (BGBI. 2025 1 Nr. 348) geändert worden ist, in Verbindung mit den §§ 10 Abs. 
1 und 58 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) – Art. 1 
des Gesetzes zur Zusammenfassung und Modernisierung des niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsrechtes vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576 vom 23.12.2010), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29.01.2025 (Nds. GVBI. 2025 1 Nr.3), hat der Rat 
der Landeshauptstadt Hannover am 25.06.2026 folgende Satzung beschlossen:  
 
 
 
 
 

§ 1 
Festlegung des Sanierungsgebietes 

 
Zur Behebung städtebaulicher Missstände durch Sanierungsmaßnahmen wird der Bereich 
Emil-Meyer-Straße im Stadtbezirk Vahrenwald-List als Sanierungsgebiet förmlich festge-
legt.  
 
 
 

§ 2 
Abgrenzung 

 
1. Das Sanierungsgebiet wird wie folgt begrenzt:  

(Folgende Flurstücke beziehen sich auf „Gemarkung Hainholz, Flur 11", sofern nicht 
ausdrücklich anders gekennzeichnet:)  

 
Westlicher Punkt der nördlichen Grenze des Grundstücks Petersstraße 4 (Flurstück 
259). Richtung Osten entlang der nördlichen Grenzen der Flurstücke 259, 257, 256/1 
und 255/1. Am nördlichsten Punkt der nördlichen Seite von Flurstück 255/1 Richtung 
Osten über die „Hüttenstraße" (Flurstück 253/2) zum westlichsten Punkt der nördli-
chen Grenze des Flurstücks 252/4 entlang der nördlichen Grenzen der Flurstücke 
252/4, 147/67 und 147/60 (letztere zwei Gemarkung Hainholz, Flur 4) bis zur westli-
chen Ecke der nördlichen Grenze des Flurstücks 244/16.  

 
Ausgehend vom westlichen Punkt der nördlichen Grenze von Flurstück 244/16 Rich-
tung Süden entlang der östlichen Grenzen der Flurstücke 244/87 sowie 244/86 bis 
zum östlichsten Punkt der nördlichen Begrenzung des Flurstücks 85/1. Von diesem 
Punkt ausgehend Richtung Westen entlang der nördlichen Grenze des Flurstücks 
85/1 bis zum westlichsten Punkt der nördlichen Grenze des Flurstücks 85/4. 

 
Ausgehend vom westlichen Punkt der nördlichen Grenze des Flurstücks 85/4 Rich-
tung Süden entlang der östlichen Grenzen der Flurstücke 264/18 und 264/20 bis zum 
südlichen Punkt der westlichen Grenze des Flurstücks 244/78. 
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Ausgehend vom südlichen Punkt der westlichen Grenze des Flurstücks 244/78 ent-
lang der westlichen Grenze des Flurstücks 244/76 Richtung Norden und weiter Rich-
tung Osten entlang der südlichen Grenzen der Flurstücke 244/51, 244/52, 244/53 und 
244/54. Vom östlichsten Punkt der südlichen Grenze des Flurstücks 244/54 Richtung 
Norden entlang der östlichen Grenze der Flurstücke 244/54, 244/56, 244/15 und 
244/66. Ausgehend vom westlichen Punkt der nördlichen Grenze des Flurstücks 
244/72 Richtung Osten entlang der nördlichen Grenzen der Flurstücke 244/72, 238/1, 
238/2, 238/3 und 1/7. Der nördlichen und östlichen Grenze des Flurstücks 1/7 folgend 
in Richtung Süden entlang der östlichen Grenze der Flurstücke 1/7, 1/5, 1/6, 1/8, 1/9, 
2/5 und 2/4.  

 
Vom südlichsten Punkt der östlichen Grenze von Flur stück 2/4 über die „Pettenkofer-
straße" zur westlichen Ecke der nördlichen Grenze (Schnittpunkt Flurstück 158/9 und 
16/1) des Flurstücks 16/1. Weiter Richtung Osten entlang der nördlichen Grenze des 
Flurstücks 16/1 zur östlichen Ecke der nördlichen Grenze (Schnittpunkt Flurstück 9/1 
und 16/1) des Flurstücks 16/1.  
 
Ausgehend von diesem Punkt Richtung Süden entlang der westlichen Grenze des 
Flurstücks 17/4 bis zum Schnittpunkt mit dem Flurstück 14/3. Ausgehend von diesem 
Punkt Richtung Osten entlang der nördlichen Grenze des Flurstücks 14/3 bis zum 
nördlichen Schnittpunkt mit Flurstück 19/12. Richtung Süden entlang der östlichen 
Grenze der Flurstücke 14/3, 4/15 und 264/22 bis zur westlichen Ecke der nördlichen 
Grenze des Flurstücks 19/11.  

 
Weiter entlang der nördlichen, östlichen und südlichen Grenze des Flurstücks 19/11 
bis zur östlichen Grenze des Flurstücks 264/22. Weiter entlang der östlichen und süd-
lichen Grenze des Flurstücks 264/22 folgend und entlang der westlichen Grenzen der 
Flurstücke 264/23, 264/20, 264/17 sowie 264/15. Ausgehend vom nord-östlichen 
Punkt der nördlichen Grenze des Flurstücks 264/11 Richtung Westen und entlang der 
westlichen Grenze der Flur stücke 263 sowie 261/1 weiter der nördlichen Grenze des 
Flurstücks 261/1 folgend bis zum Schnittpunkt mit dem westlichen Punkt der nördli-
chen Seite des Grundstücks Petersstraße 4 (Flurstück 259). 

 
2. Die Grenzen des Sanierungsgebietes sind in einem Übersichtsplan des Fachbereichs 

Planen und Stadtentwicklung der Landeshauptstadt Hannover vom 13.05.2026 dar-
gestellt, der als Anlage Bestandteil dieser Satzung ist.  

 
3. Das Sanierungsgebiet umfasst alle Grundstücke und Grundstücksteile innerhalb der 

im Übersichtsplan abgegrenzten Flächen.  
 
 

 
§ 3 

Verfahren 
 

Die Sanierungsmaßnahme wird im umfassenden Ver fahren durchgeführt. Die besonderen 
sanierungsrechtlichen Vorschriften der §§ 152 – 156 a BauGB finden Anwendung.  

 
 
 

§ 4 
Genehmigungspflichten 

 
Die Vorschriften des § 144 BauGB über genehmigungspflichtige Vorhaben und Rechtsvor-
gänge finden Anwendung.  



3 
 

 
 
 

§ 5 
Durchführungspflicht 

 
Die Durchführung der Sanierung ist gemäß § 142 Abs. 3 Satz 3 BauGB befristet bis zum 
31.12.2040.  

 
 
 

§ 6 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung tritt mit dem Tag der Verkündung im elektronischen Amtsblatt für die Region 
Hannover und der Landeshauptstadt Hannover in Kraft.  
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Mit dieser Bekanntmachung tritt die vorstehende Satzung gemäß § 142 des Baugesetz-
buchs in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 192) geändert 
worden ist, in Verbindung mit den §§ 10 Abs. 1 und 58 Abs. 1 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
28. April 2026 (Nds. GVBl. 2026 Nr. 30), jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, in Kraft.  
 
Die vorstehende Satzung einschließlich des zur Satzung gehörenden Gebietsplans, der 
Beschlussdrucksache 1166/2026 sowie deren Anlage (Einleitungsbeschluss für Vorberei-
tende Untersuchungen gem. § 141 BauGB (B-DS 2088/2024)) liegt ab dem 13.08.2026 für 
einen Monat bis zum 14.09.2026 im Foyer der städtischen Bauverwaltung, Rudolf-Hille-
brecht-Platz 1, 30159 Hannover, zur allgemeinen Einsichtnahme aus.  
 
Die Sanierungsmaßnahme wird im umfassenden Ver fahren durchgeführt. Die besonderen 
sanierungsrechtlichen Vorschriften der §§ 152 – 156 a BauGB finden Anwendung.  
 
Die Vorschriften des § 144 BauGB über genehmigungspflichtige Vorhaben und 
Rechtsvorgänge finden Anwendung.  
 
Die Durchführung der Sanierung ist gemäß § 142 Abs. 3 Satz 3 BauGB befristet bis zum 
31.12.2040.  
 
Hinsichtlich der Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
sowie deren Rechtsfolgen wird darauf hingewiesen, dass für Sanierungssatzungen nach 
dem BauGB die Planerhaltungsvorschriften der §§ 214 und 215 BauGB über die Aufstellung 
des Flächennutzungsplans und der Satzungen gelten.  
 
Danach werden unbeachtlich  
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  
 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans 
und  

 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges,  

 

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber 
der Landeshauptstadt Hannover unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind.  
 
Diese Bekanntmachung ist auch im Internet veröffentlicht und zugänglich unter 
https://serviceportal.hannover stadt.de/amtsblatt 
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